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Die linke Debatte über die Räumung des Berliner Flüchtlingscamps 

Kein Bleiberecht im Protestcamp
Von  Peter Nowak

Nach der Räumung des Flüchtlingscamps auf dem Berliner Oranienplatz ist die
Stimmung zwischen manchen ehemaligen Bewohnern und den verantwortlichen
Politikern immer noch angespannt. Die Unterstützer der Flüchtlinge beginnen
mit der Analyse eigener Fehler.

»Eine Diskussion ist nicht mehr möglich, daher beende ich die Veranstaltung jetzt«, sagte
ein sichtlich gestresster Reza Amiri. Er ist Bezirksverordneter in Friedrichshain-Kreuzberg
für die Linkspartei und moderierte in der vergangenen Woche eine zweistündige
Diskussion im Veranstaltungsort SO 36, bei der die Stimmung von Beginn an überaus
gereizt war. Wenige Tage nach der Räumung des Flüchtlingscamps auf dem Oranienplatz
trafen die Bezirksbürgermeisterin Monika Herrmann (Grüne) und diejenigen Flüchtlinge
aufeinander, die die freiwillige Räumung abgelehnt hatten.
»Wir wollen kein Blabla hören« und »Sie sind Teil des Problems« waren noch die
freundlicheren Sätze, die die Bürgermeisterin zu hören bekam. Bei vielen verfing es auch
nicht, dass Herrmann die Ausdauer der Flüchtlinge lobte und die bundesdeutsche
Flüchtlingspolitik als rassistisch bezeichnete. Auch als es um die Zukunft der besetzten
ehemaligen Gerhard-Hauptmann-Schule ging, redeten Politiker und Geflüchtete
aneinander vorbei. Der Bürgermeisterin schwebte ein Flüchtlingsprojekt vor, das von
Politikern und Bewohnern gemeinsam entwickelt werden sollte. Die derzeitigen Bewohner
des Gebäudes riefen schlicht: »Wir wollen endlich eine funktionierende Dusche.«
Und so schienen im SO 36 die Fronten eindeutig zu verlaufen. Auf der einen Seite stand
die grüne Bürgermeisterin, die die Flüchtlingsproteste im Allgemeinen lobte, aber auch
klarstellte, dass es am Oranienplatz kein Camp zum Übernachten mehr geben werde. Auf
der anderen Seite standen die Flüchtlinge und ihre Unterstützer, die sich wieder einmal
darin bestätigt sehen konnten, dass SPD und Grüne es bestens verstehen, eine
Protestbewegung zu spalten. Schließlich waren Bilder durch die Presse gegangen, auf
denen zu sehen war, wie diejenigen Geflüchteten, die mit dem Senat das Abkommen
geschlossen hatten, den Platz gegen eine feste Unterkunft einzutauschen, auch Zelte von
Flüchtlingen abrissen, die diese Vereinbarung abgelehnt und in den vergangenen Wochen
mehrmals erklärt hatten, den Platz nicht räumen zu wollen.
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Für die Verhandlungen mit den Flüchtlingen wurde die Berliner Senatorin für Arbeit,
Frauen und Integration, Dilek Kolat (SPD), von liberalen Medien sehr gelobt. Die Taz
beförderte sie sogar in den Kreis der potentiellen Nachfolgerinnen und Nachfolger von
Klaus Wowereit (SPD). In der Zeitung war in den vergangenen Monaten wiederholt der
angeblich liberale Berliner Umgang mit den Flüchtlingsprotesten der Law-and-Order-Politik
von Olaf Scholz (SPD) in Hamburg gegenübergestellt worden.
Nach der Räumung des Oranienplatzes zeigte sich jedoch, worin der Unterschied vor allem
besteht. In Hamburg gab es Massendemonstrationen zur Unterstützung der Geflüchteten,
die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi hat mit der Aufnahme von Flüchtlingen
organisationsintern eine Diskussion über eine Gewerkschaftsmitgliedschaft für Migranten
ohne Aufenthaltstitel ausgelöst. In Berlin geschah nichts Vergleichbares.
In der Berliner Antirassismusbewegung hat nach der Räumung des Oranienplatzes eine
Debatte über die eigenen Fehler begonnen. Denn die Fronten sind nicht so klar, wie es im
S0 36 schien. Dort waren die Geflüchteten, die den Platz freiwillig verlassen hatten, gar
nicht anwesend. Dabei wäre es wichtig gewesen, ihre Sichtweise einzubeziehen und sie
nicht einfach als Handlanger der Politik abzuqualifizieren, wie es einige Unterstützer und
Gruppen taten. Diese Geflüchteten gehörten monatelang zum Flüchtlingsprotest und
organisierten im vergangenen Jahr Demonstrationen und auch ein mehrtägiges Tribunal.
Viele von ihnen haben auch nicht die Absicht, den Protest einzustellen. Sie hatten aber das
nachvollziehbare Bedürfnis, morgens nicht schon beim Weg zur Toilette von Passanten
beobachtet oder fotografiert zu werden. Ein Geflüchteter, der sich dazu entschlossen
hatte, den Platz zu verlassen, formulierte es gegenüber einem Unterstützer prägnant: »Wir
sind nicht die Affen, die ihr begaffen könnt, sondern Menschen mit Bedürfnissen.«
Das größte Problem scheint im Rückblick jedoch gewesen zu sein, dass es den
Geflüchteten und ihren Unterstützern nicht gelungen ist, im Laufe der monatelangen
Auseinandersetzungen Entscheidungswege zu finden, mit denen die Bedürfnisse und
Forderungen sämtlicher Campbewohner berücksichtigt und Kompromisse ermöglicht
worden wären. So hätten auch Forderungen an die Öffentlichkeit gestellt werden können,
die alle Geflüchteten unterstützt hätten.

Die Bundestagsabgeordnete Halina Wawzyniak (Linkspartei) stellte während der
Veranstaltung im SO 36 ein Gutachten des wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags
vor, das eine rechtliche Handhabe aufzeigt, wie allen Flüchtlingen nach Paragraph 23 des
Aufenthaltsgesetzes ein Aufenthalt aus humanitären Gründen gewährt werden könnte.
Eine gemeinsame Forderung nach einem solchen Aufenthaltstitel hätte vielleicht
Unterstützung über den unmittelbaren Kreis der Helfer hinaus erhalten. Die Versuche, die
Solidaritätsarbeit mit den Geflüchteten unter dem Motto »Die letzte Meile laufen wir«
(Jungle World 33/13) auszuweiten, stießen im vergangenen Jahr auf wenig Resonanz. So
blieb den Campbewohnern und dem engeren Kreis der Unterstützer die Hauptarbeit
überlassen, auch während der Verhandlungen mit dem Senat. Das machte es den
politischen Verantwortlichen leicht, die unterschiedlichen Interessen gegeneinander
auszuspielen.
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